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Liebe Leser_innen,  

vor einigen Tagen zog die Bundesre-

gierung ihre 100 Tage-Bilanz. Während 

die Große Koalition mit ihrer Arbeit zu-

frieden ist, üben vor allem Migranten-

organisationen auf Bundes- und Lan-

desebene Kritik. Konkret geht es dabei 

um die Themen der Mehrstaatlichkeit 

und Optionspflicht.  

Im Koalitionsvertrag heißt es:  

„Deutschland ist ein weltoffenes Land. 

Wir begreifen Zuwanderung als Chan-

ce, ohne die damit verbundenen Her-

ausforderungen zu übersehen. In den 

letzten Jahren haben wir bei der Teil-

habe von Zuwanderern und dem Zu-

sammenhalt unserer Gesellschaft we-

sentliche Fortschritte erzielt...Sie ist ei-

ne gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 

Für alle gilt selbstverständlich die Wer-

teordnung des Grundgesetzes.  

Für in Deutschland geborene und auf-

gewachsene Kinder ausländischer El-

tern entfällt in Zukunft der Options-

zwang und die Mehrstaatigkeit wird ak-

zeptiert. Im übrigen bleibt es beim gel-

tenden Staatsangehörigkeitsrecht (Sei-

te 105)“ 

Menschen mit Migrationsgeschichte, 

die seit mehreren Generationen in 

Deutschland leben und mit ihrem Land 

- also Deutschland - verbunden sind, 

erwarten mit Recht von der Politik ernst 

gemeinte Signale der Anerkennung 

und Zugehörigkeit. Es handelt sich hier 

nicht um "Willkommenskultur", sondern 

um ein Signal der Anerkennung und 

das Zeichen dafür, tatsächlich Teil der 

Bevölkerung zu sein. Diese Tatsache 

sollte nicht immer wieder durch Geset-

ze und politische Statements in Frage 

gestellt werden. Die Signale der Politik  

 

beeinflussen nicht nur das Denken der 

Gesamtbevölkerung, sondern auch das 

Handeln der Menschen. Jugendliche, 

aber auch Akademiker_innen mit Mig-

rationsgeschichte fragen zu Recht, ob 

es ernst gemeint ist mit der "Willkom-

menskultur", wenn sie auf dem Ar-

beitsmarkt Diskriminierungen ausge-

setzt sind. Eine aktuelle Studie belegt 

dies: "Diskriminierung am Ausbil-

dungsmarkt - Ausmaß, Ursachen und 

Handlungsperspektiven" (Sachverstän-

digenrat deutscher Stiftungen für In-

tegration und Migration). Die Studie 

zeigt auch, dass diese Problematik 

auch besonders für Menschen mit tür-

kischer Migrationsgeschichte gilt. 

Die „Salamitaktik der Willkommenskul-

tur“ führt bei Menschen mit Migrations-

geschichte zu Resignation, zu Rück-

zugstendenzen, oder sogar zur Aus-

wanderung. So zum Beispiel bei den 

Akademiker_innen türkischer Herkunft, 

die auf Grund von Diskriminierung im 

Alltag und auf dem Arbeitsmarkt, 

Deutschland den Rücken kehren.  

Deutschland befindet sich, was die At-

traktivität für ausländische Fachkräfte 

betrifft, eher im Mittelfeld. Dies hängt 

sicherlich mit den ständig geführten In-

tegrationsdebatten zusammen, in de-

nen  Deutschland sich eben nicht welt-

offen zeigt. 

Deshalb begrüßt die AGARP die Bun-

desratsinitiative der Länder Baden-

Württemberg, Rheinland-Pfalz und 

Schleswig-Holstein und fordert die Lan-

desregierung- insbesondere die Land-

tagsfraktion der CDU- auf, sich für die 

ersatzlose Streichung des Options-

zwangs aus dem Staatsangehörigkeits-

recht einzusetzen. 

 

Ihr AGARP-Redaktionsteam 
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Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Linksfraktion 
zu „racial profiling“ 

Die Bundesregierung hat hinsichtlich 

des sogenannten racial profiling, also 

der Kontrolle von Menschen aufgrund 

ihres Aussehens und ihrer 

(angenommenen) ethnischen bzw. 

nationalen Herkunft, nun auf eine 

kleine Anfrage der Linksfraktion 

geantwortet.  

In der Antwort heißt es, dass „racial 

profiling“ im Sinne der Durchführung 

polizeilicher Maßnahmen allein 

aufgrund der äußeren Erscheinung 

von Personen rechtswidrig ist, und 

durch die Bundespolizei nicht 

vorgenommen wird.  

Weiter heißt es, dass die "Verhütung 

von Rassismus und Rassendiskrimi-  

 

nierung (...) integraler Bestandteil 

während der bundespolizeilichen Aus-

bildung" sei und die Beamten der 

Bundespolizei sich generell der Be-

deutung diskriminierungsfreien Han-

delns bewusst seien. 

In der Anfrage der Linksfraktion an die 

Bundesregierung wurde darauf hin-

gewiesen, dass das Oberverwaltungs-

gericht Koblenz ein solches „racial 

profiling“ durch einen Bundespolizisten 

ausdrücklich für rechtswidrig erklärt 

hat und der betreffende Beamte selbst 

angegeben hatte, er habe einen 

Reisenden „aufgrund seiner Haut-

farbe“ kontrolliert.  

Die Linksfraktion nimmt an, dass racial 

 

profiling existiert und größere 

Dimensionen annimmt. Sie verweist 

dabei auch eine Aussage des Chefs 

der Deutschen Gewerkschaftspolizei, 

der in einem Intervier mit der taz 

(29.Oktober 2013) sagt, dass man 

„allein aufgrund seiner Hautfarbe ins 

Visier der Polizei geraten kann“ und 

verteidigt diesen Ansatz, da man mit 

dieser Form der Polizeiarbeit gegen 

illegale Zuwanderung vorgehe.  

Er sagt weiter, wenn die Politik „diese 

Form“ der Polizeiarbeit nicht mehr 

wolle, „dann muss sie uns diesen 

Auftrag entziehen.“  

Die Antwort der Bundesregierung 

findet sich hier. 

Übergriffe auf Asylbewerberunterkünfte haben sich verdoppelt 

Fast 60 Übergriffe im vergangenen Jahr – Dunkelziffer wohl noch höher 

Die Zahl der Übergriffe auf Flücht-

lingsunterkünfte ist laut Zahlen des 

Bundeskriminalamts (BKA) im ver-

gangenen Jahr drastisch angestiegen. 

Im Jahr 2012 gab es bereits 24 Über-

griffe. 2013 waren es 58 Delikte, also  

mehr als das Doppelte. Flüchtlingsini-

tiativen wie z.B. Pro Asyl schätzen die 

Dunkelziffer noch weitaus höher ein. 

In der offiziellen Statistik des BKA 

würden weitere Anschläge, die nicht 

eindeutig als rechtsextrem eingestuft  

werden, nicht erfasst. Das Internetpor-

tal „Monitoring Agitation Against Re-

fugees in Germany“ hingegen zählt 

fast doppelt so viele Angriffe oder ras-

sistische Aktionen gegen Asylbewer-

berheime wie die offizielle BKA Statistik. 

Neues Dossier zur Asylpolitik 

Informationen über aktuelle selbstorganisierte Flüchtlingsprojekte und Beispiele zu 
Asylpolitik  

„Asylpolitik ist in Europa heute de 

facto eine proaktive Asylver-

hinderungspolitik“, so die Autor_innen 

des neu erschienenen Dossiers der 

Magazine Hinterland und iz3w.  

Das Dossier analysiert die aktuelle 

Flüchtlingspolitik und kommt zu dem 

Schluss, dass das Recht auf Asyl ein 

fundamentales Menschenrecht ist, 

Flüchtlingen aber durch Gesetzes-

änderungen und Verwaltungsvor-

schriften systematisch die Möglichkeit  

 

genommen wird, Asyl in Anspruch zu 

nehmen. Gezeigt wird, dass es in der 

Asylpolitik um rücksichtslose Abwehr 

und Abschreckung von Asyl-

suchenden geht, ungeachtet der kon-

kreten Gründe für ihre Flucht. 

Die Zeitschrift richtet sich mit dem 

klaren Appel an ihre Leser_innen, 

“sich der herrschenden Asylpolitik 

aktiv entgegen zu stellen und 

Geflüchtete zu unterstützen“. Es 

werden lokale Initiativen dargestellt,  

 

die beispielsweise zeigen, dass 

geflüchtete Frauen besondere 

Unterstützung brauchen, weil sie in 

Lagern sexualisierten Übergriffen 

ausgesetzt sind. Homosexuelle 

Geflüchtete haben oft große Probleme 

ihre Fluchtgeschichte glaubhaft zu 

machen. Geflüchtete haben ver-

schiedene Erfahrungen und damit 

auch Bedürfnisse nach Unterstützung. 

Das Dossier ist hier frei zum 

Download verfügbar. 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/004/1800453.pdf?utm_source=Themen-Alert+Mediendienst+Integration&utm_campaign=164c64804b-September_III9_13_2013&utm_medium=email&utm_term=0_e43692422d-164c64804b-55225321
http://www.hinterland-magazin.de/
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Buchtipp 

Theodor Michael: „Deutsch sein und schwarz dazu. Erinnerungen eines Afro-
Deutschen“ 

Theodor Michael kommt 1925 in Berlin 

als viertes und jüngstes Kind des Ko-

lonialmigranten Theophilius Wonja Mi-

chael aus Kame-

run und seiner 

deutschen Frau 

Martha zur Welt. 

Ein Jahr nach 

seiner Geburt 

stirbt die Mutter. 

Die Halbwaisen 

wachsen  bei 

Pflegeeltern auf. 

Als 1934 auch 

der Vater stirbt, werden die Geschwis-

ter getrennt.  

Michael darf nach der Volksschule 

aufgrund seiner Hautfarbe keine 

 

weitere Ausbildung machen und 

schlägt sich als Page, Portier und 

Komparse durch, bis er 1943 in einem 

Arbeitslager interniert wird, wo er auch 

die Befreiung erlebt.  

Nach dem Krieg gründete er eine Fa-

milie mit einer jungen Schlesierin, war 

als Dolmetscher und Schauspieler tä-

tig, studierte auf dem zweiten Bil-

dungsweg Volkswirtschaft und entwi-

ckelte sich zu einem anerkannten Afri-

ka-Spezialisten. Als solcher wurde er 

schließlich vom BND angeworben. 

Nach seiner Pensionierung war er 

wieder als Schauspieler tätig und en-

gagierte sich in der afro-deutschen 

Community. Der Platz in der Gesell-

schaft wurde ihm nicht gegeben, 

 

sondern er hat ihn sich genommen, 

sagt Theodor Michael, und er nehme 

sich auch heute die Freiheit zu sagen, 

er sei ein dunkelhäutiger Mensch 

deutscher Nation. Und davon erzählt 

sein Buch - ein Leben von der Weima-

rer Republik, durch die Nazi-Diktatur, 

zur Bundesrepublik, bis ins wieder-

vereinte Deutschland.  

Weitere Informationen hier.  

 

Theodor Michael: Deutsch sein und 

schwarz dazu. Erinnerungen eines Af-

ro-Deutschen, 14,90 Euro, 200 Seiten 

ISBN 978-3-423-26005-3, 2. Auflage, 

Januar 2014 

Deutschland hinkt Europa beim kommunalen Wahlrecht hinterher  

In den meisten EU Ländern haben alle Bürger_innen ein kommunales Wahlrecht 

Das Institut für Demokratische Ent-

wicklung und Soziale Integration 

(DESI) hat ein Gutachten für die 

Friedrich-Ebert-Stiftung erstellt, in 

dem es um die Partizipations-

möglichkeiten von Einwander_innen  

 

in den 16 Bundesländern der 

Bundesrepublik geht. Der 

Mediendienst Integration hat in einem 

Bericht erarbeitet, wie die Teilnahme 

von Ausländer_innen an den  

Kommunalwahlen in Deutschland im  

 

Vergleich zu anderen EU-Ländern 

geregelt ist. Ergebnis: In der Mehrheit 

der EU-Länder haben alle Bürger_innen 

ein kommunales Wahlrecht. 

Deutschland hinke Europa hinterher. 

Der Bericht des Mediendienst 

Integration findet sich hier! 

Begabtenförderung für Muslime 

Avicenna-Studienwerk startet mit der ersten Bewerbungsphase  

Zum Wintersemester 2014/15 vergibt 

das Avicenna-Studienwerk erstmals 

rund 50 Stipendien an muslimische 

Studierende und Promovierende aller 

Fachrichtungen. 

Das Ziel des Avicenna-Studienwerkes 

ist, leistungsstarke und sozial enga-

gierte muslimische Studierende und 

Promovierende durch Stipendien 

 

finanziell und ideell zu fördern. Sti-

pendiaten können mit einem monatli-

chen Stipendium von bis zu 670 Euro 

und einem zusätzlichen Büchergeld in 

Höhe von 300 Euro gefördert werden. 

Promovierende bekommen 1.050 Eu-

ro im Monat. Im Rahmen des ideellen 

Programms werden fachliche Exzel-

lenz, die Übernahme von gesellschaft- 

 

licher Verantwortung sowie stipendia-

tisches Engagement gezielt gefördert. 

Abiturienten, Studierende sowie Pro-

movierende können sich bis zum 30. 

April 2014 um ein Stipendium bewer-

ben.  

Informationen zum Stipendienpro-

gramm und den Bewerbungsmöglich-

keiten finden Sie hier! 

http://www.dtv.de/buecher/deutsch_sein_und_schwarz_dazu_42034.html
https://mediendienst-integration.de/artikel/kommunalwahlrecht-auslaender-schleswig-holstein.html?utm_source=Themen-Alert+Mediendienst+Integration&utm_campaign=164c64804b-September_III9_13_2013&utm_medium=email&utm_term=0_e43692422d-164c64804b-55225321
file://NAS-E4-15-51/Allgemein/AGARP/NEWSLETTER/Newsletter%20Vorlagen%20Standards/www.avicenna-studienwerk.de
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Nachschlagewerk Fördertöpfe   

Aktuelle Ausgabe vom Netzwerk Selbsthilfe e.V. 

Das Nachschlagewerk „Fördertöpfe für 

Vereine, selbstorganisierte Projekte 

und politische Initiativen“ wird seit 

mehreren Jahren von dem Netzwerk 

Selbsthilfe e.V. herausgegeben. Aktu-

ell erschien die 12. Ausgabe für das 

Jahr 2014, die einen Überblick über  

die Fördertöpfe gibt. Das Nachschla-

gewerk richtet sich an Gruppen und 

Initiativen, die nach Möglichkeiten su-

chen, ihre Projektideen umzusetzen. 

In der Broschüre werden mehr als 330 

Stiftungen und Förderquellen aufge-

führt. Es zeigt Möglichkeiten zur  

 

Förderung in den Bereichen Bildung, 

Jugend, Arbeit, Umwelt, Soziales, 

Migration, Antifaschismus, Integration, 

Wohnen, Kultur, Frauen, Queer Leben 

und Entwicklungspolitik. Weiterhin fin-

den sich direkte Tipps für die Antrags-

stellung. Weitere Informationen: hier. 

Internationaler Weltfrauentag 

Weibliche Stimmen aus den Beiräten: ‚Migrantinnen stärken! Forderung nach Inter-
kultureller Öffnung (IKÖ) auf dem Arbeitsmarkt!‘ 

Der Internationale Weltfrauentag, der 

jährlich am 8. März gefeiert wird, steht 

für die Forderung nach mehr  Gleich-

berechtigung  für Frauen. Unser 

Grundgesetz sieht die Gleichstellung 

von Frau und Mann vor, doch sieht die 

gelebte Realität anders aus, sodass 

dieser Tag immer noch notwendig ist, 

um Diskriminierungen sichtbar zu ma-

chen und frauenpolitische Rechte ein-

zufordern.  

Und wie erleben Migrantinnen in RLP 

den Weltfrauentag? Werden Frau-

enthemen nur aus westlicher oder eu-

ropäischer Sicht wahrgenommen, wo 

doch Zuwanderung und Integration zu 

den zentralen Themen der demogra-

phischen Entwicklung unserer Gesell-

schaft gehören? Welche Themen ste-

hen für die weiblichen Beiratsmitglie-

der aus den Beiräten für Migration und 

Integration in diesem Zusammenhang 

im Vordergrund? 

Die Beiräte für Migration und Integrati-  

 

on arbeiten bereits mit Frauenorgani 

sationen und anderen Organisationen 

zusammen, um Migrantinnen den Weg 

zu einem gleichberechtigten Leben zu 

ebnen. Beim „Internationalen Früh-

stück“, bei „Runden Tischen“ oder an-

deren Veranstaltungen kommen Frau-

en aus den verschiedensten Kulturen 

zusammen, um sich auszutauschen, 

sich von Expert_innen zu verschiede-

nen Themen wie „Menschenrechte“, 

„Gewalt gegen Frauen“, „Bildung und 

Weiterbildung“, „Arbeitsmarkt“, etc. zu 

informieren.  

Einige O-Töne von weiblichen Vorsit-

zenden der Beiräte für Migration und 

Integration RLP haben wir hier zu-

sammengefasst: „Das Selbstbewusst-

sein der Migrantinnen sollte nicht 

durch Sprachbarrieren geschwächt 

werden. 

Sprachförderung ist ganz klar ein sehr 

wichtiges Thema, das gefördert wer-

den soll, aber auch mit einem nicht  

perfekten Deutsch können Migrantin- 

nen viel bewegen. Ihre Potenziale und 

Talente müssen genutzt und gefördert 

werden, z.B. durch Empowerment.“ 

Ein weiterer Punkt, der gefordert wird, 

ist die IKÖ der Unternehmen und Be-

hörden gegenüber Migrantinnen. „Die 

Benachteiligung von Frauen mit Kopf-

tuch auf dem Arbeitsmarkt ist nicht zu 

leugnen, sodass IKÖ ein Muss ist.“ 

„Auch allein Erziehende Frauen ha-

ben es schwer auf dem Arbeitsmarkt. 

Diese Strukturen auf dem Arbeits-

markt machen es sowohl Arbeitge-

ber_innen als auch allein erziehenden 

Arbeitnehmerinnen schwer, sich auf-

einander einzulassen“, weshalb nach 

neuen Strukturen verlangt werde.  

„Gewalt gegen Frauen“, „Verbesse-

rung des Aufenthaltsrechts für Migran-

tinnen“ und andere Themen beschäf-

tigen die Beiratsmitglieder. Sie setzen 

sich in ihrer Arbeit für die Gleichbe-

rechtigung von Frauen ein.  

http://netzwerk-selbsthilfe.de/beratung/foerdertopfbroschuere/
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Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein wollen mit 
einer Bundesratsinitiative die Optionspflicht abschaffen 

Voraussichtlich soll in der nächsten Sitzung des Bundesrates ein gemeinsamer Ge-
setzentwurf eingebracht werden 

Der Entwurf der drei Länder zur 

Abschaffung der Optionspflicht 

wendet sich auch gegen den Entwurf 

des Bundesinnenministers, Thomas 

de Maziére, der an dem Options-

verfahren festhält, auch wenn er eine 

Ausnahmeregelung einführen will. 

Diese Regelung bezieht sich nicht 

nur auf in Deutschland geborene 

sondern auch auf in Deutschland 

aufgewachsene junge Erwachsene.  

Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg 

und Schleswig-Holstein fordern 

hingegen die komplette Streichung 

der Optionspflicht. Davon profitieren 

nicht nur die Betroffenen, sondern 

auch die Länder und insbesondere 

 

die Verwaltungen, so Baden-

Württembergs Integrationsministerin 

Bilkay Öney (SPD). Die komplette 

Abschaffung der Optionsplicht wird 

auch aus integrationspolitischen 

Gründen gefordert, eine deutsche 

Staatsangehörigkeit unter Vorbehalt 

sei ein Signal an Jugendliche mit 

Migrationsgeschichte, nicht Teil der 

deutschen Gesellschaft zu sein, so 

der Bundestagsabgeordnete Volker 

Beck (Die Grünen). 

Ministerin Alt betont: „Wir können 

nicht warten, bis eine unzulängliche 

Gesetzesänderung wieder nur einge-

schränkte Möglichkeiten eröffnet, 

anstatt - wie es integrationspolitisch 

 

schon lange überfällig ist - diese jungen 

Menschen dauerhaft als Deutsche 

anzuerkennen.“ 

Hintergrund: Seit dem 1. Januar 2000 

erwirbt ein in Deutschland geborenes 

Kind ausländischer Eltern unter 

bestimmten Bedingungen neben der 

Staatsangehörigkeit der Eltern 

automatisch auch die deutsche 

Staatsangehörigkeit. Diese Kinder 

müssen sich nach Erreichen der 

Volljährigkeit für die deutsche oder die 

ausländische Staatsangehörigkeit ent-

scheiden. Wird keine Entscheidung 

getroffen, verliert man die deutsche 

Staatsangehörigkeit automatisch mit 

dem 23. Geburtstag. 

Valider Sprachnachweis für die berufliche Praxis im Bereich Medizin 
und Pflege 

Mit sicheren Deutschkenntnissen gegen den Fachkräftemangel in Medizin und Pflege  

Die gemeinnützige telc GmbH hat 

zwei neue Prüfungsformate entwickelt: 

telc Deutsch B2-C1 Medizin und telc 

Deutsch B1-B2 Pflege. Mit diesen 

Zertifikaten weisen Mediziner_innen 

und Pflegekräfte ihre fachsprachlichen 

Deutschkenntnisse nach und sind da-

mit bestens auf die sprachlichen An-

forderungen in ihrem Berufsalltag vor-

bereitet.  

Ab sofort bietet die gemeinnützige telc 

GmbH monatlich einen zentralen Prü-

fungstermin in Frankfurt am Main für 

telc Deutsch B2-C1 Medizin und telc 

Deutsch B1-B2 Pflege an. Die genau-

en Termine finden Sie hier! 

Die gemeinnützige telc GmbH hat mit 

telc Deutsch B2-C1 Medizin und 

 

telc Deutsch B1-B2 Pflege als bisher 

einziger renommierter Testanbieter 

standardisierte und valide Deutsch-

tests in der Fachsprache für medizini-

sche Fachkräfte entwickelt, die 

deutschlandweit von Ministerien und 

Behörden anerkannt werden.  

telc Deutsch B2-C1 Medizin und telc 

Deutsch B1-B2 Pflege weisen die von 

Anerkennungsbehörden und medizini-

schen Einrichtungen geforderten 

Sprachkenntnisse im fachsprachlichen 

Kontext nach und eignen sich damit  

zum Abschluss von Sprachkursen für 

Mediziner_innen und Pflegekräfte.  

In Deutschland kooperiert die telc 

GmbH u.a. mit verschiedenen Kultus-

ministerien und führt im Auftrag des 

 

Bundesinnenministeriums und in Ko-

operation mit dem Bundesamt für Mig-

ration und Flüchtlinge die Sprachtests 

in Integrationskursen durch. Die telc 

GmbH ist eine Tochtergesellschaft 

des Deutschen Volkshochschul-

Verbandes, der Dachorganisation al-

ler Volkshochschulen. 

In Rheinland–Pfalz ist der Verband 

der Volkshochschulen Rheinland-

Pfalz e.V. die Prüfungszentrale für die 

telc Prüfungen Medizin und Pflege 

und vermittelt in Abstimmung mit den 

Volkshochschulen Prüfungstermine 

sowie Prüfer_innen. Mehr Informatio-

nen finden Sie hier!   

Weitere Informationen zu telc allge-

mein finden Sie hier! 

http://www.telc.net/medizin-pflege/
http://www.vhs-rlp.de/
http://www.telc.net/medizin-pflege/
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Kick-Off der Wahlen der Beiräte für Migration und Integration 2014 

Im Kurfürstlichen Schloss Mainz mit Malu Dreyer und Irene Alt   

Am 23. April findet um 16 Uhr die of-

fizielle Auftaktveranstaltung der 

Kampagne zu den Beiratswahlen 

2014 im Kurfürstlichen Schloss Mainz 

statt. Ministerpräsidentin Malu Dreyer 

und Ministerin Irene Alt werden ein 

Grußwort an die Gäste richten. Im 

Anschluss stellen unterschiedliche 

Personen ihre Visionen für die Bei-

ratswahlen 2014 vor.  Das musikali- 

sche Rahmenprogramm wird durch 

die  Künstlerin Sena Dersimi gestal-

tet.  Alle Interessierten sind herzlich 

eingeladen an der  Veranstaltung 

teilzunehmen!  

Die Kampagne wird durch  Mittel vom 

Ministerium für Integration, Familie, 

Kinder, Jugend und Frauen Rhein-

land-Pfalz sowie dem Ministerium 

des Innern, für Sport und Infrastruktur  

Rheinland-Pfalz gefördert. Die AGARP 

ist für die Umsetzung der Kampagne 

zuständig. Über aktuelle Entwicklungen 

werden Sie in unserem kommenden 

Beiratswahlen-Newsletter sowie dem-

nächst auf einer eigenen Homepage zu 

den Wahlen informiert. 

Den Ablauf und die Anmeldung zu der 

Veranstaltung am 23. April finden Sie 

hier! 

Aufnahmeeinrichtung für Asylbegehrende in Trier  

Die Aufnahmeeinrichtung für Asylbe-

gehrende (AfA) Trier hat in dem Ge-

bäude in der ehemaligen General-

von-Seidel-Kaserne eine weitere Au-

ßenstelle eingerichtet. Aufgrund der 

höheren Zugänge war die AfA Trier 

Ende 2013 an ihre räumliche Grenze  

gestoßen. Anfang Februar 2014 wur-

de die ehemalige Kaserne in Betrieb 

genommen. Sie bietet derzeit 150 

männlichen Asylbegehrenden eine 

Unterkunft. Die neue AFA in Trier 

dient lediglich als Zwischenlösung für 

die Zeit des Umbaus der AfA in  

 

Ingelheim. Anfang 2015 soll der Ausbau 

in Ingelheim abgeschlossen sein, dann 

sollen dort 500 Plätze zur Verfügung 

stehen. Insgesamt stehen in Rheinland-

Pfalz landesweit 1.158 Plätze zur Ver-

fügung.  

Mehr Informationen hier! 

FSV 05 erhält Integrationspreis 

Vielseitiges soziales Engagement des Vereins wird honoriert   

Der FSV Mainz 05 hat vom Deutschen 

Fußball-Bund (DFB) Anfang März 

2014 den Integrationspreis erhalten. 

Die Auszeichnung bekam der Verein 

aufgrund seiner „herausragende Integ-

rationsarbeit“. Bereits 2010 gründete 

der Erstligaklub den Verein „Mainz 05 

hilft“. Dort werden unterschiedliche 

Projekte im sozialen Bereich umge- 

 

setzt. Den Integrationspreis erhielt 

Mainz 05 für seine integrativen Projek-

te: 05er KidsClub, 05er Youngsters, 

05er Klassenzimmer, 05er Classics für 

ihre Arbeit im Bereich der interkulturel-

len und sozialen Weiterbildung aller 

Altersgruppen. In dem Sozialprojekt 

„05er Klassenzimmer“ beispielsweise 

besuchen Mainzer Fußballer verschie- 

 

dene Schulen in der Stadt und spre-

chen mit den Schüler_innen über 

Themen im Bereich Integration, Ge-

walt und Sucht.  

Seit 2007 Mit honorieren der DFB und 

sein Generalsponsor Mercedes Benz 

die Förderung integrativer Projekte.  

Mehr Informationen hier! 

Wegweiser für Migrant_innen 

Neue Broschüre der Stadt Mainz  

Das Büro für Migration und Integration 

der Stadt Mainz hat die Broschüre 

„Wegweiser für Migrantinnen und Mig-

ranten in Mainz“ herausgegeben, die 

zugewanderten Menschen sowie Täti-

gen im Migrationsbereich eine Über-

sicht über die Angebote in der Stadt  

gibt. Die Broschüre bietet eine Orien-

tierung für Beratungs- und Anlaufstel-

len in  unterschiedlichen Lebensberei-

chen. Interessierte finden dort Infor-

mationen rund um den Bürgerservice, 

Aufenthaltsrecht, Wohnen, Gesund-

heit, Familie, Kinder und Jugendliche  

 

und vieles mehr. Ebenso wird ein 

Hinweis auf die vorhandenen Sprach-

kenntnisse der jeweiligen Anlaufstel-

len aufgeführt. Die Broschüre steht 

auch als Download zur Verfügung. 

Mehr Informationen finden Sie hier! 

http://www.agarp.de/html/0000_im_Fokus_2/kick-off-Veranstaltung.html
http://mifkjf.rlp.de/aktuelles/einzelansicht/archive/2014/february/article/neue-afa-aussenstelle-in-trier-eroeffnet/
http://www.dfb.de/?id=501909
http://www.mainz.de/WGAPublisher/online/html/default/migration-und-integration
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Termine - Termine - Termine - Termine - Termine - Termine  
 

28.03.14 

 

AGARP-Mitgliederversammlung,  Mainz, 15-19.30 Uhr. Nähere Infos hier! 

 

11.04.14 

 

Fachgespräch „POLITISCHE TEILHABE GESTALTEN UND STÄRKEN – Chancen und Bedarfe der 

Beiräte für Migration und Integration“, Nürnberg, 11.00-15.00 Uhr. Nähre Infos hier! 

 

23.04.14 

 

Kick- off Beiratswahlen für Migration und Integration2014, Mainz 2014, 16.00 Uhr.  

Nähre Infos hier!  

 

13.05.14 

 

„Beiratswahlen 2014 – Informationsveranstaltung“, Frankenthal, 19.00 Uhr.  

Nähere Infos in Kürze auf der AGARP Homepage! 

 

17.05.14 

 

 „Beiratswahlen 2014 – Mehr Frauen in die Beiräte!“, Speyer, 10.30-15.00 Uhr.   

Nähere Infos in   Kürze auf der AGARP Homepage!                                         

 

19.05.14 

 

„Beiratswahlen 2014 – Mehr Frauen in die Beiräte!“, Ludwigshafen, 10.30-15.00 Uhr.  

Nähere Infos in Kürze auf der AGARP Homepage! 

 

14.06.14 

 

Vertiefungsworkshop „Finanzierung von Vereins- und Projektarbeit“, Mainz, 10.00-18.00 Uhr.  

Nähere Infos in Kürze auf der AGARP Homepage! 

    

 

Dies ist vorerst der letzte AGARP-Newsletter für dieses Jahr! 
Von April bis November versenden wir einen   

Newsletter speziell zu den Beiratswahlen 2014 
 

Bei Fragen wenden  Sie sich bitte an info@agarp.de 
 

http://www.agarp.de/html/0004_termine.html
http://www.agarp.de/html/0004_termine.html
http://www.agarp.de/html/0004_termine.html

